
 

Präsident Geschäftsführerin   
Martin Dippe Annekatrin Valverde  
  
                                                                                                        

Bauernbund Sachsen-Anhalt e. V. 

christlich – konservativ - heimatverbunden 

 

Bauernbund Sachsen-Anhalt e.V. • Adelheidstr. 1 • 06484 Quedlinburg 

 
 

Forderungen des Bauernbundes Sachsen-Anhalt e.V. an die Parteien 

zur Landtagswahl 2026 in Sachsen-Anhalt   
 

Die Landwirtschaft in Sachsen-Anhalt sichert die Versorgung der Bevölkerung mit hochwertigen 

Lebensmitteln, pflegt die Kulturlandschaft und trägt wesentlich zur wirtschaftlichen Entwicklung 

des ländlichen Raumes bei. Die landwirtschaftlichen Betriebe benötigen verlässliche politische 

Rahmenbedingungen, Planungssicherheit und unternehmerische Freiheit, um ihre Aufgaben dauer-

haft erfüllen zu können. 

 

Der Bauernbund Sachsen-Anhalt fordert die künftige Landesregierung auf, die Interessen der hei-

mischen Landwirtschaft konsequent zu berücksichtigen und die folgenden Schwerpunkte in ihrer 

Regierungsarbeit umzusetzen.  

 

1. Landwirtschaft als systemrelevanten Wirtschaftsbereich stärken 

 

• Anerkennung der Landwirtschaft als unverzichtbaren Bestandteil der Daseinsvorsorge. 

• Vorrang für die heimische Lebensmittelerzeugung bei politischen Entscheidungen. 

• Schutz regionaler Wertschöpfungsketten und fairer Wettbewerbsbedingungen. 

• Keine zusätzlichen landesspezifischen Auflagen über geltendes Bundes- und EU-Recht hin-

aus. 

• Die CO₂-Bepreisung der Landwirtschaft ist abzuschaffen. Die Klimaschutzleistungen land-

wirtschaftlicher Betriebe sind bei der Bewertung angemessen zu berücksichtigen. 

 

2. Planungssicherheit und wirtschaftliche Perspektiven schaffen 

 

• Verlässliche Rahmenbedingungen für Investitionen in Pflanzenbau und Tierhaltung. 

• Bezahlbare Energie für landwirtschaftliche Betriebe sicherstellen. 

• Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Landwirtschaft. 

• Konsequente Folgenabschätzung neuer Gesetze und Verordnungen auf ihre wirtschaftli-

chen Auswirkungen für landwirtschaftliche Betriebe. 

 

3. GAP-Reform 2028: Vereinfachung statt Überregulierung [siehe separate Pressemitteilung 

des Bauernbundes vom 12.06.2026 und Vorschlag Norbert Lins vom 10.06.2026 (stellvertreten-

der Vorsitzender des Agrarausschusses des EU-Parlaments sowie EU-Agrarberichterstatter) - 

präsentiert und diskutiert wurde dieser Bericht zur Ausgestaltung der Gemeinsamen Agrarpoli-

tik (GAP) ab 2028 am 29. Juni im Agrarausschuss (AGRI) des EU-Parlaments. Zentrale Punkte 

sind dabei ein höheres GAP-Budget und ein Kompromiss bei der Kappung von Agrargeldern, 

wobei nach derzeitiger Zeitplanung des Europäischen Parlaments Änderungsanträge (Vor-

schläge) zum GAP-Bericht von Norbert Lins noch bis zum 7. Juli 2026 eingereicht werden kön-

nen und der nun zirka Anfang 2027 zur Abstimmung im Parlament stehen.] 

 

• Erhalt des bewährten Zwei-Säulen-Modells der Gemeinsamen Agrarpolitik. 

• Sicherstellung der Kofinanzierung durch das Land Sachsen-Anhalt. 

• Erhalt einer starken und verlässlichen Basisprämie. 



• Fördermittelempfänger sind aktive und ortsansässige Landwirte 

• Honorierung gesellschaftlicher Leistungen der Landwirtschaft über praktikable und freiwil-

lige Maßnahmen. 

• Keine nationalen Alleingänge oder zusätzlichen Verschärfungen bei der Umsetzung von 

EU-Recht. 

• Deutliche Vereinfachung der Förder- und Kontrollsysteme. 

 

4. Eigentum schützen – Bodenmarkt fair gestalten - Agrarstruktur 

 

• Landwirtschaftliche Nutzflächen müssen vorrangig aktiven, ortsansässigen Landwirten zur 

Verfügung stehen. 

• Eindämmung außerlandwirtschaftlicher Spekulation mit Agrarflächen. 

• Bei Flächenkauf von der Landgesellschaft soll die siedlungsrechtliche Behaltefrist durch 

den Landwirt als Käufer generell auf mindestens 12 Jahre verlängert werden! 

• Schließung bestehender Umgehungsmöglichkeiten im Grundstücks- und Landpachtverkehr. 

• Berücksichtigung von Share Deals bei der Regulierung des Bodenmarktes. 

• Transparente und diskriminierungsfreie Vergabe öffentlicher Flächen. 

• Privatisierung der BVVG-Flächen bzw. Übergabe der Zuständigkeiten bezüglich deren 

Verwaltung oder Abwicklung der Flächen an die Länder, d.h. an die Landgesellschaft ST  

• Die Grunderwerbssteuer darf bei der Ausübung des Vorkaufsrechts durch Landwirte über 

die Landgesellschaft – insgesamt nur einmal anfallen - Das Land Sachsen-Anhalt soll sich 

weiterhin für die Abschaffung der doppelten Grunderwerbsteuer bei der Ausübung land-

wirtschaftlicher Vorkaufsrechte einsetzen, vor allem im Bezug zur im Juni 2026 abge-

schafften doppelten Grunderwerbsteuer für Share Deals „…es kann nicht sein, dass bei 

Ausübung des Vorkaufsrechts durch einen aufstockungswürdigen Landwirt, die Grunder-

werbssteuer innerhalb dieses Schrittes zweimal gezahlt werden muss und bei Share Deals 

nicht – das muss unbedingt und umgehend korrigiert werden!“ 

 

5. Landwirtschaftliche Nutzflächen sichern 

 

• Keine weiteren unnötigen Flächenverluste durch zusätzliche Schutzgebietsausweisungen 

oder Ausgleichsmaßnahmen. 

• Konsequente Begrenzung des Flächenverbrauchs durch Infrastruktur- und Gewerbepro-

jekte. 

• Vorrang für Entsiegelung und Flächenrecycling vor Neuversiegelung. 

• Vollständiger Ausgleich unvermeidbarer Flächenverluste. 

 

6. Umwelt- und Naturschutz gemeinsam mit der Landwirtschaft gestalten 

 

• Kooperation statt ordnungsrechtlicher Einschränkungen. 

• Naturschutzmaßnahmen nur mit Zustimmung und Beteiligung der betroffenen Bewirtschaf-

ter. 

• Angemessene Entschädigung für Bewirtschaftungsauflagen. 

• Keine pauschalen Nutzungsverbote ohne wissenschaftliche Grundlage. 

• Ablehnung einer Umsetzung von EU-Vorgaben, die zu unverhältnismäßigen Nutzungsein-

schränkungen führen. 

 

7. Bürokratie abbauen, Digitalisierung voranbringen sowie Arbeit erleichtern und Kosten 

einsparen 

 

• Deutliche Vereinfachung von Antrags-, Melde- und Dokumentationspflichten. 

• Einführung vollständig digitaler Verwaltungsverfahren. 



• Einheitliche digitale Geodaten und Kulissen für alle Fachverwaltungen. 

• Kostenfreier Zugang zu relevanten Geodaten und Luftbildern für landwirtschaftliche Be-

triebe. 

• Förderung von Precision Farming, Automatisierung und digitalen Technologien. 

• Folgende verkehrsrechtliche Erleichterungen sind erforderlich: 

o Sonntagsfahrverboten für Lkw in der Erntezeit 

o (Wiederholungs-) Genehmigung überbreiter Fahrzeuge (z.B. Mähdrescher): Einmal er-

teilte Ausnahmegenehmigungen für regelmäßig eingesetzte landwirtschaftliche 

Fahrzeuge sollen bis zur endgültigen Außerbetriebnahme des Fahrzeugs gelten! 

o Mehr Zuladung (also zulässiges Gesamtgewicht - zGG) von Lastkraftwagen für die 

Landwirtschaft (mindestens in der Erntezeit): Es wird eine Erhöhung des zulässigen 

Gesamtgewichts auf mindestens 44 Tonnen gefordert! D.h. spez. für vierachsige 

LKW, Sattelzüge, LKW-Kombinationen (derzeit ist dies bereits möglich im kombinier-

ten Verkehr (bei Bahn- und Schiffstransporten), so muss es auch für die Landwirtschaft 

gelten! 

o Der große Traktorführerschein (Klasse T) sollte auch für „unter 18-Jährige“ (also ab 16 

Jahren; bisher sind mehr als 40 km/h erst ab 18 Jahren möglich) bedingt geringfügig 

„erweitert werden“ für bis zu 50 km/h (bisher max. 40 km/h) – angelehnt an Österreich 

(Klasse F) – bei entsprechend nachträglich eingetragener technischer/elektronischer 

Drosselung des Fahrzeugs in den Zulassungspapieren. 

o Die temporäre Verladung landwirtschaftlicher Erzeugnisse am Feldrand muss ohne un-

nötigen bürokratischen Genehmigungsaufwand möglich sein, derzeit ist das nur über 

Beantragung einer „Genehmigung bei der Straßenverkehrsbehörde“ mit bspw. folgen-

dem behördlichen Aufstellen offizieller Schilder oder Ampelanlagen möglich! 

• Einführung eines steuerbefreiten, eingefärbten Agrardiesels nach dem Vorbild anderer EU-

Mitgliedstaaten sowie Abschaffung der aufwendigen Rückvergütungsverfahren. („…es 

kann nicht sein, dass die Steuerlast bei Agrardiesel innerhalb der EU so stark schwankt, 

wie dies derzeit der Fall ist, Deutschland ist bei der Steuerlast EU-weit im oberen Drittel 

und damit in einem 500 ha Betrieb jährlich gegenüber Dänemark oder Spanien bis zu ca. 

10.000 Euro im Nachteil, was wiederum dem reinen Verkaufserlös von 50 Tonnen Weizen 

entspricht!“) 

• Abschaffung des Naturschutz- und Gewässerbeirates, da diese Gremien lediglich per Ge-

setz vorgeschrieben sind, keinen Mehrwert bieten, jedoch Kapazitäten aller Beteiligten bin-

den, Arbeit erzeugen somit nur Geld kosten ohne Nutzen zu generieren. Beurteilungen 

durch Fachleute der unteren Behörden und Fachverbände (UNB, Veterinärämter der Land-

kreise, ÄLFF sowie UHVe), die im Austausch miteinander Entscheidungen treffen und dies 

auch können, ist vollkommen ausreichend! 

• Bei Ernte vor dem 01. Juli (Beginn des neuen Wirtschaftsjahres in der Landwirtschaft) wird   

die unbürokratische Ermöglichung einer Gewinnglättung bzw. Zuordnung der „frühen 

Ernte“ zum neuen Wirtschaftsjahr gefordert 

 

8. Wasser sichern und Bewässerung ermöglichen 

 

• Entwicklung einer landesweiten Strategie zur Sicherung der Wasserverfügbarkeit. 

• Beschleunigung wasserrechtlicher Genehmigungsverfahren. 

• Förderung von Speicher-, Rückhalte- und Bewässerungsinfrastruktur. 

• Berücksichtigung der Landwirtschaft bei der Priorisierung von Wasserressourcen. 

 

9. Zukunftsfähige Pflanzenschutz- und Düngeregelungen 

 

• Praxisgerechte Umsetzung des Dünge- und Pflanzenschutzrechts. 

• Verursacherprinzip statt pauschaler Einschränkungen. 



• Verbesserung und Verdichtung des Monitorings als Grundlage fachlich fundierter Entschei-

dungen. 

• Technologieoffenheit gegenüber innovativen Verfahren und neuen Züchtungsmethoden. 

 

10. Faire und klare Regelungen zur Erntegut-Abnahme und zu Nachbaugebühren 

 

• Unkomplizierte und rechtssichere Alternativen zur Erntegutbescheinigung der STV für 

Landwirte und Abnehmer müssen zügigst geschaffen werden (auch für Sorten, deren 

Schutz abgelaufen ist) 

• Senkung der Nachbaugebühren durch Verschlankung der STV 

• Überprüfung der de-facto-Alleinstellung der STV in ihrem Aufgabenbereich im Hinblick 

auf Einschränkung deren Machtausübung hinzu mehr Praxistauglichkeit bei der Umsetzung 

ihrer Kontrollen. 

 

 

11. Fachkräfte, Hofnachfolge und Nachwuchs fördern 

 

• Unterstützung junger Landwirte bei Existenzgründung und Hofübernahme. 

• Verbesserung steuerlicher Rahmenbedingungen bei Betriebsübergaben. 

• Stärkung der landwirtschaftlichen Aus- und Weiterbildung. 

• Praxisnahe Gestaltung der Berufsausbildung. 

• Erleichterungen bei Saisonarbeitskräften und arbeitsrechtlichen Regelungen in Arbeitsspit-

zen. 

 

12. Leistungsfähige Agrarverwaltung erhalten 

 

• Stärkung der Landwirtschaftsverwaltung als kompetenter Partner der Betriebe - Zusammen-

führung der Ressorts Landwirtschaft und Umwelt in einem gemeinsamen Ministerium 

• Erhalt regionaler Ansprechpartner vor Ort (Ämter für Landwirtschaft) 

• Beschleunigung von Genehmigungs- und Förderverfahren. 

• Bündelung agrarrelevanter Zuständigkeiten und bessere Abstimmung zwischen den Behör-

den. 

• Abschaffung der dreistufigen Verwaltung (LVwA) 

 

13. Aktives Wolfs- und Bibermanagement 

 

• Wirksames Bestandsmanagements für Wolf und Biber. 

• Schnelle und unbürokratische Entnahme von Problem- und Schadverursachern. 

• Vollständiger Ausgleich entstandener Schäden. 

• Vorrang des Schutzes von Menschen, Nutztieren und landwirtschaftlicher Infrastruktur. 

• Berücksichtigung regionaler Besonderheiten bei Managementmaßnahmen. 

• Abschaffung des Wolfs- und Biberkompetenzzentrum 

 

14. Regionale Landwirtschaft stärken 

 

• Vorrang für regionale Produkte in öffentlichen Einrichtungen des Landes. 

• Verbesserung der Herkunftskennzeichnung. 

• Förderung regionaler Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen. 

• Stärkung der Wertschöpfung im ländlichen Raum. 

 


